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Bemerkung -
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Deskriptoren Arbeitslosengeld

Sperrzeit
Arbeitnehmerkündigung
Verletzung der Vorschriften über Lenk-
und Ruhezeiten für Kraftfahrer durch den
Arbeitgeber
wichtiger Grund
zumutbarer Versuch der Beseitigung des
Missstands
Klageänderung
anwendbares Recht

Leitsätze 1. Umstände aus dem
Beschäftigungsverhältnis begründen nur
dann einen wichtigen Grund für dessen
Lösung, wenn zu deren Beseitigung durch
Vereinbarung mit dem Arbeitgeber ein
zumutbarer Versuch möglich und
unternommen worden ist.
2. Unzumutbar ist der Versuch, wenn die
individuellen Umstände, insbesondere
das Verhalten des Arbeitgebers, die
Annahme rechtfertigen, eine Vorsprache
habe keinerlei Aussicht auf Erfolg.

Normenkette AFG § 119 Abs 1 S 1 Nr 1 F: 1997-03-24
SGB III § 144
SGB I § 44
SGG § 168 S 1
SGG § 99 Abs 3 Nr 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 Ar 151/97
Datum 06.12.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 AL 35/00
Datum 09.10.2000

                               1 / 7

https://dejure.org/gesetze/AFG/119.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/168.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/99.html


 

3. Instanz

Datum 06.02.2003

Die Revision des KlÃ¤gers gegen den Beschluss des Landessozialgerichts Rheinland-
Pfalz vom 9. Oktober 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten des
Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Im Streit ist die Zahlung von Arbeitslosengeld (Alg) fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar bis
25. MÃ¤rz 1997, das die Beklagte wegen Eintritts einer zwÃ¶lfwÃ¶chigen Sperrzeit
abgelehnt hat, und die VerfÃ¼gung der Beklagten, dass die Dauer des Anspruchs
auf Alg um 104 Tage gemindert sei.

Der 1943 geborene KlÃ¤ger war vom 1. April bis 14. Juni 1994 als LKW-Fahrer bei
der Firma S. und vom 15. Juni 1994 bis 31. Dezember 1996 als Fahrer bei einem
Fruchtimporteur, der Firma A. GmbH, in K. tÃ¤tig. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis endete
durch KÃ¼ndigung des KlÃ¤gers am 2. Dezember 1996 zum Ende des Jahres 1996.

Der KlÃ¤ger meldete sich am 2. Januar 1997 arbeitslos und beantragte Alg. Die
Beklagte bewilligte ihm Alg ab 26. MÃ¤rz 1997 fÃ¼r 312 Tage (Bescheid vom 6.
MÃ¤rz 1997) und verwies in diesem Bescheid auf einen noch ausstehenden
"Sperrzeitbescheid". Gegen den Bewilligungsbescheid hat der KlÃ¤ger wegen der
Ablehnung von Alg fÃ¼r die Zeit vor dem 26. MÃ¤rz 1997 und der Anspruchsdauer
(312 Tage) Widerspruch eingelegt. Daraufhin hat die Beklagte dem KlÃ¤ger
mitgeteilt, dass fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1997 bis 25. MÃ¤rz 1997 eine Sperrzeit
eingetreten sei, wÃ¤hrend der der Anspruch auf Alg ruhe, und dass sich die Dauer
des Alg-Anspruchs (von ursprÃ¼nglich 416 Tagen) um 104 Tage (auf 312 Tage)
mindere (Bescheid vom 18. MÃ¤rz 1997; Widerspruchsbescheid vom 19. MÃ¤rz
1997).

Mit der am 21. April 1997 (Montag) erhobenen Klage hat sich der KlÃ¤ger gegen die
Auswirkungen des Bescheides betreffend die Sperrzeit gewandt und gleichzeitig
einen Anspruch auf Schadensersatz geltend gemacht. Seine Klage hat er ua darauf
gestÃ¼tzt, sein Arbeitgeber habe stÃ¤ndig gegen zwingende Vorschriften des
Arbeitszeitgesetzes und gegen EG-Richtlinien bezÃ¼glich der zulÃ¤ssigen
Lenkzeiten fÃ¼r LKW-Fahrer verstoÃ�en; das ArbeitsverhÃ¤ltnis habe er auch
beendet, weil die Beklagte unzulÃ¤ssigerweise LohnpfÃ¤ndungen durchgefÃ¼hrt
habe. Die Klage hatte weder erstinstanzlich noch zweitinstanzlich Erfolg (Urteil des
Sozialgerichts (SG) vom 6. Dezember 1999; Beschluss des Landessozialgerichts
(LSG) vom 9. Oktober 2000). Zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung hat das LSG
ausgefÃ¼hrt, die Beklagte mÃ¼sse fÃ¼r die Zeit vor dem 26. MÃ¤rz 1997 kein Alg
zahlen, weil der Alg-Anspruch wegen Eintritts einer Sperrzeit geruht habe. Es
kÃ¶nne dahinstehen, ob die Arbeitgeberin des KlÃ¤gers in erheblichem Umfang
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gegen zwingende Vorschriften Ã¼ber Lenk- und Ruhezeiten fÃ¼r LKW-Fahrer
verstoÃ�en habe. Selbst wenn man unterstelle, dass die VorwÃ¼rfe des KlÃ¤gers
zutreffend seien und damit ein wichtiger Grund fÃ¼r die LÃ¶sung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses iS des Â§ 119 Abs 1 Nr 1 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz
(AFG) vorgelegen habe, kÃ¶nne sich der KlÃ¤ger hierauf nicht berufen. Denn er
hÃ¤tte das ArbeitsverhÃ¤ltnis nicht kÃ¼ndigen dÃ¼rfen, ohne zuvor einen Versuch
unternommen zu haben, auf das Unterlassen eines arbeitsvertragswidrigen
Verhaltens hinzuwirken. Wegen des Eintritts einer Regelsperrzeit von zwÃ¶lf
Wochen mindere sich die Dauer des Alg-Anspruchs von 416 Tagen auf 312 Tage.
Der KlÃ¤ger habe schlieÃ�lich keinen Anspruch auf Schadensersatz, weil ein
Fehlverhalten der Beklagten bei der Feststellung der Sperrzeit nicht vorliege.

Mit der Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine Verletzung der Â§Â§ 119 Abs 1 Nr 1, 119a
AFG. Er ist der Ansicht, ihm sei es nicht zumutbar gewesen, an seine Arbeitgeberin
mit dem Ansinnen heranzutreten, dass die Lenk- und Ruhezeiten eingehalten
wÃ¼rden. Es widerspreche Treu und Glauben, von ihm einen solchen Versuch zu
erwarten, wenn dieser von vornherein zwecklos sei, weil die Arbeitgeberin die
Ã�berschreitung der Lenkzeiten gekannt und diese â�� wie im Fernverkehr Ã¼blich
â�� in Kauf genommen bzw geduldet habe. Es spiele keine Rolle, ob die VerstÃ¶Ã�e
gegen die Lenkzeiten von der Arbeitgeberin veranlasst worden seien.

Er beantragt sinngemÃ¤Ã�,
den Beschluss des LSG und das Urteil des SG sowie den Bescheid der Beklagten
vom 18. MÃ¤rz 1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 19. MÃ¤rz 1997
aufzuheben und die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheids vom 6. MÃ¤rz 1997
zu verurteilen, fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1997 bis 25. MÃ¤rz 1997 Alg nebst 4 %
Zinsen seit dem 1. Oktober 1997 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf die ihres Erachtens zutreffenden GrÃ¼nde der LSG-Entscheidung.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet (Â§ 170 Abs 1 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

Gegenstand des Revisionsverfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 6. MÃ¤rz
1997, soweit dieser fÃ¼r die vor dem 26. MÃ¤rz 1997 liegende Zeit die
GewÃ¤hrung von Alg ablehnt, im Zusammenhang mit dem sog "Sperrzeitbescheid"
vom 18. MÃ¤rz 1997, mit dem er nach der Rechtsprechung des Senats eine Einheit
bildet (BSGE 84, 225, 227 = SozR 3-4100 Â§ 119 Nr 17; BSG SozR 3-4100 Â§ 119 Nr
15 S 63 mwN), in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 19. MÃ¤rz 1997.
Gegenstand des Revisionsverfahrens ist mit RÃ¼cksicht auf den in der
RevisionsbegrÃ¼ndungsschrift gestellten Antrag aber auch die VerfÃ¼gung der
Beklagten Ã¼ber die Minderung der Anspruchsdauer um 104 Tage (Bescheid vom
18. MÃ¤rz 1997, ebenfalls in der Gestalt des Widerspruchsbescheids). Dieser Teil
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des sog Sperrzeitbescheids enthÃ¤lt eine gesondert anfechtbare VerfÃ¼gung (BSG,
Urteil vom 17. Oktober 2002 â�� B 7 AL 136/01 R -, und BSGE 89, 243, 245 = SozR
3-4300 Â§ 144 Nr 8). Zwar hat sich der KlÃ¤ger mit seiner Klage zunÃ¤chst wohl
auch gegen die im Bewilligungsbescheid vom 6. MÃ¤rz 1997 enthaltenen
VerfÃ¼gung Ã¼ber die Gesamtdauer des Anspruchs (312 Tage) gewandt; jedoch
enthÃ¤lt die RevisionsbegrÃ¼ndung hierzu keinerlei AusfÃ¼hrungen. Zudem macht
der gestellte Antrag deutlich, dass der KlÃ¤ger sich jedenfalls im Revisionsverfahren
nur noch gegen die Minderung der Anspruchsdauer um 104 Tage wehrt. Das
Gleiche gilt fÃ¼r den noch beim LSG geltend gemachten Schadensersatzanspruch,
der im Revisionsverfahren nicht mehr weiterverfolgt wird. Im Ã�brigen wÃ¤re
ohnedies eine Klage gegen die im Bewilligungsbescheid vom 6. MÃ¤rz 1997
enthaltene VerfÃ¼gung Ã¼ber die Anspruchsdauer (312 Tage) mittlerweile
unzulÃ¤ssig geworden, weil sich diese VerfÃ¼gung erledigt hat (Â§ 39 Abs 2
Sozialgesetzbuch â�� Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� (SGB
X)); denn mit Bescheid vom 7. Mai 1997 in der Gestalt des Abhilfebescheids vom
26. Juni 1997 hat die Beklagte dem KlÃ¤ger nach einer BeschÃ¤ftigung (vom 3.
MÃ¤rz bis 14. MÃ¤rz 1997) erneut Alg fÃ¼r die Zeit nach der Sperrzeit fÃ¼r 312
Tage bewilligt. Dieser Bescheid hat mithin den Bescheid vom 6. MÃ¤rz 1997, soweit
er die Dauer des Alg-Anspruchs betrifft, in vollem Umfang ersetzt. Aber auch Ã¼ber
diesen Bescheid bzw Ã¼ber nachfolgende Bescheide betreffend die Dauer des Alg-
Anspruchs hat der Senat im Revisionsverfahren nicht zu befinden; selbst wenn sie
Gegenstand des Gerichtsverfahrens gemÃ¤Ã� Â§ 96 SGG geworden sein sollten,
hÃ¤tte die Nichtbeachtung dieser Bescheide durch das LSG im Revisionsverfahren
gerÃ¼gt werden mÃ¼ssen (vgl nur: BSG SozR 3-2500 Â§ 5 Nr 26; SozR 3-2500 Â§
57 Nr 4; SozR 3-4100 Â§ 249e Nr 5).

Soweit der KlÃ¤ger erstmals in der Revisionsinstanz eine Verurteilung der Beklagten
zur Zahlung von Zinsen beansprucht, steht dem Â§ 168 SGG nicht entgegen. Denn
bei dem Anspruch auf Zinsen (Â§ 44 Sozialgesetzbuch â�� Allgemeiner Teil â��
(SGB I)) handelt es sich um Nebenforderungen iS des Â§ 99 Abs 3 Nr 2 SGG, sodass
in der Geltendmachung dieser Nebenforderung keine KlageÃ¤nderung zu sehen ist;
die Entscheidung Ã¼ber diesen Streitgegenstand erfordert auch keine
zusÃ¤tzlichen Sachverhaltsfeststellungen bzw Ermittlungen (vgl dazu BSGE 84, 80,
83 = SozR 3-1300 Â§ 104 Nr 15; BSGE 18, 12, 14).

Das Begehren des KlÃ¤gers auf Zahlung von Alg fÃ¼r die vor dem 26. MÃ¤rz 1997
liegende Zeit beurteilt sich nach Â§Â§ 119 Abs 1 Nr 1, 119a AFG in der bis 31.
Dezember 1997 geltenden Fassung. Danach tritt eine Sperrzeit von zwÃ¶lf Wochen
ein (Regelsperrzeit), wenn der Arbeitslose das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gelÃ¶st
und dadurch vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig die Arbeitslosigkeit herbeigefÃ¼hrt
hat, ohne fÃ¼r sein Verhalten einen wichtigen Grund zu haben. Der Senat hat
bereits entschieden, dass das neue Recht des Sozialgesetzbuchs â��
ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) bereits mit seinem Inkrafttreten zum 1. Januar 1998
maÃ�geblich sein und die Anwendbarkeit des frÃ¼heren AFG nur in
AusnahmefÃ¤llen erfolgen soll (BSGE 87, 262, 263 mwN = SozR 3-4300 Â§ 196 Nr 1
); das SGB III findet grundsÃ¤tzlich also auch auf laufende Verfahren Anwendung
(AnsprÃ¼che, die bereits vor dem 1. Januar 1998 entstanden sind), soweit nicht
eine Ausnahme von der Anwendung neuen Rechts im Einzelnen vorgesehen ist (vgl
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BSG, Urteil vom 17. Oktober 2002 â�� B 7 AL 136/01 R -, zur VerÃ¶ffentlichung
vorgesehen). Insoweit gilt anstelle des Leistungsfallprinzips bzw des
Versicherungsfallprinzips der Grundsatz, dass neues Recht immer schon (aber auch
noch) den Sachverhalt erfasst, wenn die maÃ�geblichen Rechtsfolgen in den
zeitlichen Geltungsbereich des neuen Rechts fallen (Geltungszeitraumprinzip).
Bereits vor dem 1. Januar 1998 eingetretene Rechtswirkungen (Rechtsfolgen)
werden deshalb grundsÃ¤tzlich mit Inkrafttreten des SGB III ab 1. Januar 1998 nicht
mehr erfasst (vgl in anderem Zusammenhang BSG SozR 3-2600 Â§ 300 Nr 10 S 39
mwN). Denn eine derartige â�� generell rÃ¼ckwirkende â�� Erstreckung auf solche
Rechtswirkungen bezweckt das Gesetz nicht. Im vorliegenden Fall war die Sperrzeit
bereits vor dem 1. Januar 1998 eingetreten und abgelaufen (1. Januar bis 25. MÃ¤rz
1997), und auch die Minderung der Anspruchsdauer als solche, also die Rechtsfolge
des Â§ 110 Satz 1 Nr 2 AFG in der bis 31. Dezember 1997 geltenden Fassung, ist
ebenfalls bereits im Jahre 1997 eingetreten, sodass die Anwendung der Vorschriften
des SGB III auf diese vor dem 1. Januar 1998 eingetretenen Rechtsfolgen nicht
mÃ¶glich ist.

Im Rahmen des Â§ 119 Abs 1 AFG stellt sich ernsthaft nur die Frage danach, ob der
KlÃ¤ger fÃ¼r sein Verhalten, also die LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
zum Ende Dezember 1996 und die dadurch vorsÃ¤tzlich herbeigefÃ¼hrte
Arbeitslosigkeit, einen wichtigen Grund hatte. Insoweit beruft sich der KlÃ¤ger im
Revisionsverfahren nur noch auf eine stÃ¤ndige Ã�berschreitung von Lenk- und
Ruhezeiten. Soweit der KlÃ¤ger noch im Berufungsverfahren geltend gemacht hat,
zur KÃ¼ndigung berechtigt gewesen zu sein, weil unzulÃ¤ssige LohnpfÃ¤ndungen
vorgenommen worden seien, wird auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen im
Beschluss des LSG verwiesen. Danach kÃ¶nnen derartige UmstÃ¤nde keine
wichtigen GrÃ¼nde fÃ¼r die KÃ¼ndigung eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses und damit
die LÃ¶sung eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses sein. Vielmehr hÃ¤tte sich der
KlÃ¤ger, falls es sich um rechtswidrige PfÃ¤ndungen gehandelt haben sollte, gegen
diese PfÃ¤ndungen wehren kÃ¶nnen und mÃ¼ssen. FÃ¼r sonstige wichtige
GrÃ¼nde sind keine Anhaltspunkte vorhanden.

Ã�ber das Vorliegen eines wichtigen Grundes im Sinne des Â§ 119 Abs 1 Satz 1 AFG
ist unter BerÃ¼cksichtigung des Ziels der Sperrzeitregelung zu entscheiden: Die
Versichertengemeinschaft soll sich gegen RisikofÃ¤lle wehren, deren Eintritt der
Versicherte selbst zu vertreten hat oder an deren Behebung er unbegrÃ¼ndet nicht
mithilft (vgl nur: BSGE 66, 94, 97 = SozR 4100 Â§ 119 Nr 36; BSG SozR 3-1500 Â§
144 Nr 12; SozR 3-4100 Â§ 119 Nr 14 und 15). Eine Sperrzeit tritt deshalb nur dann
ein, wenn dem Arbeitnehmer unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des
Einzelfalls und unter AbwÃ¤gung seiner Interessen mit den Interessen der
Versichertengemeinschaft ein anderes Verhalten zugemutet werden kann (BSGE 66,
94, 97 = SozR 4100 Â§ 119 Nr 36; BSG SozR 3-1500 Â§ 144 Nr 12; SozR 3-4100 Â§
119 Nr 14 und 15). Insoweit muss der wichtige Grund nicht nur die AuflÃ¶sung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses Ã¼berhaupt, sondern zusÃ¤tzlich den konkreten Zeitpunkt
der AuflÃ¶sung decken (vgl: BSG SozR 3-1500 Â§ 144 Nr 12; SozR 3-4100 Â§ 119 Nr
14 und 15). Es ist deshalb auch zu prÃ¼fen, ob dem Arbeitslosen die Aufgabe
seiner BeschÃ¤ftigung zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt zumutbar war (BSG SozR
4100 Â§ 119 Nr 29 und 34). Dabei ist der Grundsatz zu beachten, dass ein wichtiger
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Grund fÃ¼r die LÃ¶sung eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nur angenommen
werden kann, wenn der Arbeitslose vor der LÃ¶sung erfolglos einen zumutbaren
Versuch unternommen hat, diesen Grund auf andere Weise zu beseitigen (BSG SozR
4100 Â§ 119 Nr 34 S 170 und Nr 30 S 145).

Schon nach Â§ 80 Abs 1 Satz 2 des vor dem AFG geltenden Gesetzes Ã¼ber
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) stand es nÃ¤mlich der
unberechtigten Aufgabe einer Arbeit gleich, wenn der Arbeitslose seine Arbeitsstelle
aus einem berechtigten Grund aufgegeben hat, ohne zuvor zu dessen Beseitigung
einen zumutbaren Versuch unternommen zu haben. Diese Regelung des Â§ 80 Abs
1 Satz 2 AVAVG ist zwar im AFG nicht ausdrÃ¼cklich enthalten geblieben, wird
jedoch von dem Rechtsbegriff des wichtigen Grundes mit umfasst
(SchÃ¶nefelder/Kranz/Wanka, AFG, Â§ 119 RdNr 2, Stand August 1972). Auch bei
Anwendung des Â§ 119 AFG kÃ¶nnen mithin UmstÃ¤nde, zu deren Beseitigung
durch Vereinbarung mit dem Arbeitgeber ein zumutbarer Versuch mÃ¶glich ist, als
wichtiger Grund nur anerkannt werden, wenn dieser Versuch unternommen wurde
(BSG SozR 4100 Â§ 119 Nr 34 S 170 mwN; SozR 4100 Â§ 119 Nr 30 S 145).

Dem KlÃ¤ger ist deshalb vorzuwerfen, dass er sich vor der KÃ¼ndigung nicht mit
seiner Arbeitgeberin in Verbindung gesetzt hat, um die arbeitsrechtliche Situation
zu bereinigen. Nach den Feststellungen des LSG, die sich mit dem eigenen Vortrag
des KlÃ¤gers decken, hat der KlÃ¤ger dies zu keinem Zeitpunkt getan; die
RevisionsbegrÃ¼ndung bestÃ¤tigt das, wenn ausgefÃ¼hrt wird, dass es wegen der
wesentlichen Ã�berschreitungen der Lenk- bzw Unterschreitungen der Ruhezeiten
â�� auch vor dem Hintergrund einer BranchenÃ¼blichkeit â�� nicht zumutbar
gewesen sei, einen solchen Versuch zu unternehmen. Ob die VerstÃ¶Ã�e gegen die
Lenkzeiten von der Arbeitgeberin veranlasst worden seien, sei unerheblich. Dieser
Ansicht des KlÃ¤gers kann jedoch nicht gefolgt werden. Es ist nicht ersichtlich,
wieso der Umstand der Wesentlichkeit von LenkzeitÃ¼berschreitungen bzw der
BranchenÃ¼blichkeit die Annahme einer Unzumutbarkeit eines Versuches
rechtfertigen wÃ¼rde, diese MissstÃ¤nde zwischen dem jeweiligen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer abzustellen. Selbst wenn die Ã¼berwiegende Mehrzahl der
Arbeitgeber in der Branche tatsÃ¤chlich LenkzeitÃ¼berschreitungen verlangen
wÃ¼rde, so ist doch nicht von vornherein anzunehmen, dass sich gerade die
Arbeitgeberin des KlÃ¤gers gÃ¤nzlich einer ProblemlÃ¶sung im Rahmen eines
fortbestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses verschlieÃ�en wÃ¼rde. Indem der KlÃ¤ger
meint, einen Abhilfeversuch unterlassen zu kÃ¶nnen, verzichtet er von sich aus auf
die MÃ¶glichkeit, eine fÃ¼r die Solidargemeinschaft vertrÃ¤glichere LÃ¶sung zu
finden als die HerbeifÃ¼hrung der Arbeitslosigkeit mit den sich daraus ergebenden
LeistungsansprÃ¼chen.

Ein Versuch zur Beseitigung der MissstÃ¤nde kann nur dann nicht erwartet werden,
wenn der KlÃ¤ger auf Grund individueller UmstÃ¤nde, zB eines entsprechenden
Verhaltens seiner Arbeitgeberin, das Ã¼ber das bloÃ�e Dulden bzw Akzeptieren von
LenkzeitÃ¼berschreitungen hinausgeht, annehmen durfte, dass ein
LÃ¶sungsversuch im Rahmen des bestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses keine
Aussicht auf Erfolg haben werde. Insoweit fÃ¼hrt der Senat seine Rechtsprechung
zu Â§ 80 Abs 1 Satz 2 AVAVG (SozR Nr 1 zu Â§ 80 AVAVG) fort, wonach ein Versuch
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zur Beseitigung des berechtigten Grundes unzumutbar ist, wenn er von vornherein
aussichtslos ist. Entscheidend ist allerdings nicht, ob der Arbeitgeber dem Ansinnen
Rechnung getragen hÃ¤tte, sondern ob die UmstÃ¤nde des Einzelfalls, hier also
insbesondere das Verhalten des Arbeitgebers, die Annahme rechtfertigte, eine
Vorsprache habe keinerlei Aussicht auf Erfolg. Nur dann wÃ¤re der Versuch zur
Behebung des Missstands dem Arbeitnehmer unzumutbar und eine reine FÃ¶rmelei.
FÃ¼r derartige UmstÃ¤nde sind keine Anhaltspunkte gegeben; selbst der KlÃ¤ger
hat dies nicht vorgetragen.

Da mithin eine Sperrzeit, und zwar wegen des Nichtvorliegens einer besonderen
HÃ¤rte bzw der sonstigen Voraussetzungen des Â§ 119 Abs 2 AFG eine
Regelsperrzeit von zwÃ¶lf Wochen, eingetreten ist, hat die Beklagte zu Recht auch
eine Minderung der Alg-Dauer gemÃ¤Ã� Â§ 110 Satz 1 Nr 2 AFG in der bis 31.
Dezember 1997 geltenden Fassung verfÃ¼gt. Dabei ist sie â�� im Hinblick auf die
Anspruchsdauer (Â§ 106 in der bis 31. MÃ¤rz 1997 geltenden Fassung; vgl Â§ 242x
Abs 3 AFG) â�� jedenfalls nicht zu Ungunsten des KlÃ¤gers von einer Minderung in
HÃ¶he von 104 Tagen ausgegangen. Da der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Zahlung
von Alg fÃ¼r den geltend gemachten Zeitraum besitzt, besteht auch kein Anspruch
auf Zinsen gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB I.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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